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Starke Städte und Gemeinden
gestalten Zukunft
Aus Sicht der Städte und Gemeinden wurden im Jahr 2006 durch den Bund wichtige Refor-
men auf den Weg gebracht. Dazu zählen die Weiterentwicklung von Hartz IV, die Föderalis-
musreform I und die Reform der Unternehmensteuer. Allerdings liegt noch viel Reformarbeit 
vor uns. Angesichts der Herausforderungen sollte das Reformtempo erhöht werden. Die 
Politik ist gefordert, durch klare Ziele Orientierung zu geben. Sie sollte den Menschen Mut 
machen, die notwendigen Veränderungsprozesse als Chance zu begreifen. Denn nur allmäh-
lich wird den Menschen bewusst, dass der Globalisierungsprozess unumkehrbar ist. „Die gu-
ten alten Zeiten“ werden nicht wieder kommen und ohne ständige Anpassung und Reformen 
werden wir zum Verlierer der Globalisierung werden. 

Zum Jahreswechsel 2006/2007 hat sich die Finanzlage der Städte und Gemeinden seit dem 
Jahr 2000 erstmals wieder verbessert. Dennoch ist vor Euphorie zu warnen. Angesichts 
der hohen Altdefizite bleiben die Handlungsspielräume der Kommunen insbesondere für 
Investitionen weiter eingeschränkt. Die steigenden Sozialausgaben belasten nach wie vor die 
Haushalte der Kommunen. Dramatisch sind insbesondere die Zunahme bei den Eingliede-
rungshilfen und der stetig wachsende Anteil für die Grundsicherung im Alter. 

Die Zukunft werden wir nur gewinnen und gestalten können, wenn wir unsere Anstrengun-
gen in den Bereichen Schule, Wissenschaft, Forschung und Modernisierung der Infrastruktur 
deutlich und nachhaltig erhöhen. Hier können die Städte und Gemeinden eine wichtige Rolle 
spielen. Es ist allerdings Aufgabe der Politik, dafür den notwendigen Handlungs- und Finanz-
spielraum zu schaffen. 

Roland Schäfer 
Präsident 

Berlin, den 9. Januar 2007

Dr. Gerd Landsberg
Geschäftsführendes
Präsidialmitglied
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1 Föderalismus zukunftsfest machen
Durch die Föderalismusreform I wurden die 
Zuständigkeiten von Bund und Ländern besser 
abgegrenzt. Die Verantwortlichkeiten sind klarer 
ausgestaltet. Damit wird auch deutlicher, wer die 
politische Veranwortung bei Fehlentwicklungen 
trägt. 

Der Durchgriff des Bundes auf die Kommunen nach 
dem Motto: „Der Bund verkündet die Wohltaten 
und die Kommunen bezahlen“, wurde ausgeschlos-
sen. Ein wichtiger und richtiger Schritt war die 
Einführung des neuen Artikel 84 Abs. 1 GG, wonach 
der Bund nicht berechtigt ist, den Kommunen neue 
Aufgaben zu übertragen. Insoweit war es auch rich-
tig, dass der Bundespräsident die Unterschrift un-
ter das Verbraucherinformationsgesetz verweigert 
hat. In diesem Gesetz sind Informationsansprüche 
eingeräumt, die sich auch gegen Gemeinden rich-
ten. Dies stellt eine Aufgabenübertragung dar, zu 
der der Bund nicht mehr berechtigt ist. Gleichwohl 

bleibt das Ziel dieses Gesetzes, den Verbraucher-
schutz zu verbessern, richtig. 

Bei den anstehenden Beratungen zur Föderalismus-
reform II müssen die Kommunen angemessen betei-
ligt werden. Auf den Erfahrungsschatz der Kommu-
nen, die die meisten Dienstleistungen für die Bürger 
erbringen, kann nicht verzichtet werden. Auch ein 
nationaler Schuldenpakt ohne eine gleichberechtig-
te Einbindung der Städte und Gemeinden ist nicht 
vorstellbar. Der Bund thematisiert immer wieder 
zentrale Politikbereiche wie Kinderbetreuung, Schu-
len und Bildung, obwohl er dort keine Kompetenzen 
mehr hat. Nach der jetzigen Verfassungslage wäre 
der Bund nicht einmal berechtigt, den Kommunen 
unmittelbar Geld zur Verfügung zu stellen, um eine 
bessere Kinderbetreuung zu organisieren. Wenn die 
Politik hier Handlungsbedarf sieht, muss dies bei der 
Föderalismusreform II auf die Tagesordnung. Auch 
das wird nicht ohne die Kommunen gehen. 
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2  Kommunalfi nanzen – erste Anzeichen 
der Hoffnung, aber keine Entwarnung

Die fi nanzielle Entwicklung der Städte und Ge-
meinden im zurückliegenden Jahr gibt nach 
jahrelanger Talfahrt wieder Anlass zur Hoffnung. 
Getragen durch die deutlich gestiegenen Gewer-
besteuereinnahmen zeichnet sich zum Ende des 

nach wie vor dramatische Finanzlage der Kom-
munen. Trotz der Steuermehreinnahmen sind die 
Kassenkredite allein in den ersten neun Monaten 
des Jahres 2006 um weitere 3,7 Milliarden Euro 
auf einen erneuten Rekordwert von 27,6 Milliar-

den Euro angestiegen. Hinzu kommt die 
immense langfristige Verschuldung der 
Kommunen in Höhe von über 88 Milliarden 
Euro, an deren Abbau noch nicht zu denken 
ist. Die Städte und Gemeinden können ihren 
Beitrag zur dringend notwendigen gesamt-
staatlichen Konsolidierung aller Haushalte 
nur leisten, wenn gesetzliche Aufgaben 
reduziert werden.

Jahres eine Reduzierung des kommunalen Defi zits 
ab, wobei sogar erstmalig seit dem Einbruch der 
Gemeindefi nanzen um die Jahrtausendwende ein 
leichter Finanzierungsüberschuss realisiert werden 
könnte. Inwieweit dies Spielraum für dringend not-
wendige Investitionen freisetzt, gilt es abzuwarten, 
denn die Steuermehreinnahmen und die damit 
verbundenen Lichtblicke sorgen nicht in allen Kom-
munen für Entspannung. 
Gerade die Entwicklung der Kassenkredite zeigt die 

2.1  Einnahmen variieren vor Ort
Die kommunale Einnahmesituation ist 
geprägt von der erstarkten Gewerbesteu-
er. Mit voraussichtlich über 31 Milliarden 
Euro (netto) fällt sie im Jahr 2006 um rund 
fünf Milliarden Euro höher aus als im Jahr 

2005. Leider profi tieren nicht alle Städte und Ge-
meinden von der Zunahme bei der Gewerbesteuer, 
sondern sie ist je nach Wirtschaftskraft in vielen 
Kommunen, gerade in strukturschwachen Regio-
nen, gar nicht oder nur geringfügig spürbar. 

In strukturschwachen Regionen haben die Einnah-
men aus der Einkommensteuer eine wesentlich 
höhere Bedeutung. Diese ist, auch bedingt durch 
die günstige Entwicklung am Arbeitsmarkt, nach 
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jahrelangem Abwärtstrend wieder leicht ansteigend. 
Allerdings nimmt der Anstieg bei weitem nicht die 
Ausmaße wie bei der Gewerbesteuer an, so dass sich 
durchaus ein differenziertes Bild der fi nanziellen Lage 
der Kommunen ergibt. Gerade die Gewerbesteuer 
schwachen Städte und Gemeinden sind bedauerlicher-
weise auf der Ausgabenseite bisher kaum entlastet 
worden, so dass ihnen der notwendige fi nanzielle Ge-
staltungsspielraum fehlt. Hinzu kommt, dass die Länder 
zum Teil im kommunalen Finanzausgleich Kürzungen 
vorgenommen haben. Auch die Landeszuschüsse für die 
wichtige Aufgabe der Kinderbetreuung sind teilweise 
zurückgefahren worden und führen damit zu deutli-
chen Mehrbelastungen der kommunalen Haushalte. 

2.2 Sozialausgaben steigen weiter
Wie schon in den vergangenen Jahren steigen die Sozi-
alausgaben der Kommunen trotz der Entlastungen bei 
der Sozialhilfe an. Dies hat vor allem mit dem kontinu-
ierlichen Anstieg der auf die Kommunen übertragenen 
Aufgabe Grundsicherung im Alter und im Fall der 
Erwerbsunfähigkeit zu tun. Aber auch die wachsenden 
Ausgaben für die Eingliederung behinderter Men-
schen, für die Jugendhilfe, für die Sozialhilfe innerhalb 
von Einrichtungen und die Pfl egekosten steigen kon-
tinuierlich an. Angesichts der zunehmenden Alterung 
der Gesellschaft ist mit einem weiteren Anstieg dieser 
Ausgaben zu rechnen. Allein für 2006 ist von einer 
Erhöhung der Sozialausgaben gegenüber 2005 von 
6,6 Prozent auf 37,8 Milliarden Euro auszugehen. 

2.3  Ausblick 2007
Im November 2006 haben die Steuerschätzer für das 
Jahr 2007 zurückgehende Gewerbesteuereinnahmen 
prognostiziert. Weil zudem gewisse Sondereffekte 
(etwa Verkauf städtischer Immobilien in Dresden) 
fehlen werden, wäre für 2007 wieder ein leichtes 
Finanzierungsdefi zit der deutschen Kommunen zu 
erwarten. Angesichts der konjunkturellen Entwicklung 
geht der DStGB allerdings davon aus, dass die Prog-
nose der Steuerschätzer nach oben korrigiert werden 
wird. Dann könnte sich für 2007 ein leichter Finanzie-
rungsüberschuss ergeben. 

Das darf nicht darüber hinweg täuschen, dass sich die 
Finanzlage der Kommunen, aber auch von Bund und 
Ländern, die zusammen mit 1,5 Billionen Euro verschul-
det sind, in einer dramatischen Schiefl age befi ndet, die 
durch beherzte Reformen beendet werden muss. 
Gerade die Politikbereiche, die die Zukunft sichern, 
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bluten fi nanziell aus. Seit fast 25 Jahren sinken die 
Anteile für Schulen, Hochschulen, Wissenschaft 
und Forschung am öffentlichen Gesamthaushalt. 
Umgekehrt sind die Ausgaben für soziale Siche-
rung und den Schuldendienst stetig gestiegen. 
Zwischen 1980 und 2003 sanken die Anteile am öf-
fentlichen Gesamthaushalt für Schulen von 6,4 auf 
5 Prozent (- 22 %), für Hochschulen um 17 Prozent 
und für Wissenschaft/Forschung um 30 Prozent. 
Die Aufwendungen für soziale Sicherungen haben 
sich um 25 Prozent erhöht. Der Anteil der Finanz-
wirtschaft (darunter Schulden) vergrößerte sich um 
40 Prozent. 

Es ist ein Teufelskreis: steigende Ausgaben für sozia-
le Sicherung führen zu einem Rückgang der Auf-
wendungen für Bildung und Wissenschaft. Weniger 
Geld für diese Zukunftsausgaben schlagen sich aber 
mit gewisser Zeitverzögerung wiederum in steigen-
den Ausgaben für die soziale Sicherung nieder. 

2.4  Reform der
Unternehmensbesteuerung

Um Deutschland als Wirtschaftsstandort im inter-
nationalen Vergleich attraktiver zu gestalten, plant 
die Große Koalition eine Unternehmensteuerre-
form. Diese soll sowohl eine Absenkung der nomi-
nalen Steuersätze als auch den Versuch beinhalten, 
den legalen Abfl uss von Steuern aus Deutschland 
durch Ausnutzung des Steuerrechts zu verringern. 
Der DStGB erkennt an, dass die nominalen Steuer-
sätze in Deutschland im internationalen Vergleich 
hoch sind. Eine Reform, die hier ansetzt, muss aller-
dings sicherstellen, dass die gesenkten Steuersätze 
dann auch tatsächlich gezahlt werden. 

Erfolgreicher Einsatz für den Erhalt der 
Gewerbesteuer als Realsteuer 
Die Große Koalition wird nach dem jetzigen 
Beratungsstand die Gewerbesteuer als Realsteuer 
erhalten und die Ausweitung der Hinzurechnun-
gen auf Fremdfi nanzierungskosten umsetzen. Das 
entspricht einer zentralen Forderung des DStGB, 
ist wirtschaftspolitisch vertretbar und macht 
die Steuer reform bezahlbar. Der DStGB hat bei 
der Gewerbesteuer stets die Notwendigkeit der 
Beibehaltung des Realsteuercharakters und der 

Verbreiterung der Bemessungsrundlage 
hervorgehoben. In Deutschland ist der 
Anteil an ertragsunabhängigen Elemen-
ten in der Unternehmesbesteuerung 
vergleichweise gering. Die Standor-
tattraktivität ist nicht zuletzt wegen 
der guten kommunalen Infrastruktur 
hoch. Deshalb sind ertragsunabhängige 
Bestandteile bei der Gewerbesteuer gut 
vertretbar und eine Gegenleistung der 
Unternehmen für die Nutzung der kom-
munalen Infrastruktur. 

Ohne eine verbesserte und damit starke 
Gewerbesteuer kann es keine dringend 
notwendigen öffentlichen Investitionen 
geben. Mit einer Gewerbesteuer als reine 
Gewinnsteuer hätte man die Kommu-
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nen auf Dauer ausbluten lassen. Die Feuerwehren 
müssen auch fahren, wenn es den Unternehmen 
schlecht geht!

Kommunen dürfen durch
Unternehmensteuerreform nicht
belastet werden 
Der nächste wichtige Schritt ist nun, die Reform 
im Detail so auszugestalten, dass die Kommunen 
nicht finanziell belastet werden. Der DStGB wird 
die Koalition an ihrem Versprechen messen, die 
Kommunen von den Kosten der Unternehmensteu-
erreform auszunehmen und ihnen somit weiterhin 

eine verlässliche Einnahmebasis zu garantieren. 
Diesbezüglich gilt es auch, die beschlossenen Eck-
punkte zu quantifizieren. So gibt es bei der Gewer-
besteuer zum Teil noch erhebliche Unsicherheiten. 
Während man die finanziellen Auswirkungen 
hinsichtlich der geplanten Absenkung der Steuer-
messzahl von 5 auf 3,5 quantitativ bereits erfassen 
kann, herrscht insbesondere bei den geplanten 
Gegenfinanzierungsmaßnahmen, wie zum Beispiel 
der geplanten Ausweitung der Hinzurechnung auf 
sämtliche Finanzierungskosten, noch erhebliche 
Unsicherheit über deren tatsächliche finanziellen 
Auswirkungen. Hier muss die Koalition schnellst-
möglich für Klarheit sorgen.
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3  Arbeitsmarktreform bleibt
zentrale Aufgabe

3.1  Hartz IV Reform war richtiger Ansatz
Die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und 
Sozialhilfe mit dem Grundsatz „Fördern und For-
dern“ war richtig. Richtig war es auch, die Kom-
munen einzubinden, ihnen aber nicht die Allein-
verantwortung für die Arbeitslosen zu übertragen. 
Damit wären sie politisch und organisatorisch 
überfordert. Auch die Korrekturen bei Hartz IV vom 
April 2006, zum Beispiel die Einschränkung von 
Schülern, selbständige Bedarfsgemeinschaften 
zu gründen, die Beweislastumkehr, wenn jemand 
behauptet, er lebe mit dem Partner „nur in einer 
Wohngemeinschaft“, zeigen Wirkung. 
Der DStGB setzt sich weiter dafür ein, die Zusam-
menarbeit in den Arbeitsgemeinschaften zu opti-
mieren. Nach wie vor sind die Personalausstattung, 
die Qualifizierung des Personals und die IT-Ausstat-
tung die maßgeblichen Probleme. Es muss auch 
endlich sichergestellt werden, dass die Arbeitsge-
meinschaften eine eigene Dienstherrenfähigkeit 
bekommen, damit das Personal einheitlich und 
effektiv geführt werden kann. 

Keine Generalrevision von Hartz IV
Eine Generalrevision von Hartz IV sollte nicht an-
gestrebt werden. Die Arbeitsgemeinschaften und 
auch die Optionskommunen erbringen gemeinsam 
mit der Bundesagentur für Arbeit eine immer bes-
sere Leistung. Dies zeigt sich auch an der schnel-
leren Vermittlung, der besseren Betreuung und 
letztlich auch am Rückgang der Arbeitslosenzahlen. 
Die teilweise geforderte Generalrevision würde den 
anlaufenden Reformprozess zum Stillstand bringen 
und nur bewirken, dass in erster Linie Organisa-
tionfragen erörtert werden, anstatt sich auf die 
Vermittlung von Arbeitslosen zu konzentrieren. 
Auch die Sanktionsmöglichkeiten zur Missbrauchs-
bekämpfung sind ausreichend. Sie müssen aller-
dings durch konsequente Kontrollen auch durch-
gesetzt werden. Die Masse der Erwerbslosen will 

arbeiten. Es fehlen die Stellen, auf die sie vermittelt 
werden können. Notwendig ist eine Qualifizie-
rungsoffensive für die über 2,8 Millionen Langzeit-
arbeitslosen, die häufig keine oder nur eine geringe 
Qualifikation haben. 

3.2 Keine Verlängerung des
Arbeitslosengeldes I

Eine Verlängerung des Arbeitslosengeldes I, wie 
sie von Teilen der Politik gefordert wird, lehnt der 
DStGB ab. Dies würde insbesondere zu Lasten der 
jüngeren Arbeitslosen gehen. Die Frage, wie lange 
ein älterer Erwerbsloser, der lange eingezahlt hat, 
Arbeitslosengeld erhält, ist nicht das zentrale 
Problem der deutschen Arbeitsmarktpolitik. Ältere 
Arbeitslose wollen eine Chance am Arbeitsmarkt, 
eine berufliche Lebensperspektive und nicht das 
Gefühl, schon mit 50 Jahren zum „alten Eisen“ 
zu gehören. Hier muss die Politik ansetzen. Dazu 
gehört eine Qualifizierungsoffensive für Ältere, 
Anreize für die Wirtschaft wieder einzustellen und 
eine Strategie gegen die Frühverrentung. 
Die berechtigte Chance auf Arbeit ist für die Be-
troffenen die entscheidende Gerechtigkeitsfrage 
und wichtiger als der längere Bezug von Arbeitslo-
sengeld für wenige Monate. In der Diskussion wird 
zumeist übersehen, dass es bereits jetzt eine Staf-
felung beim Arbeitslosengeld I gibt. Wer älter als 
55 Jahre ist, hat bis zu 18 Monate einen Anspruch, 
und nicht nur ein Jahr. Insoweit sind Ältere bereits 
besser gestellt. Früher wurde das Arbeitslosengeld 
bis zu 32 Monate gezahlt und war damit geradezu 
eine Einladung an die Wirtschaft, ältere Arbeitneh-
mer vorzeitig in den Ruhestand zu schicken. 

Die Arbeitslosenversicherung ist im Übrigen kein 
individuelles Vorsorgesystem. Auch wer viele 
Jahre in die Krankenversicherung eingezahlt hat, 
bekommt keine bessere Behandlung, als der, der 
schon nach wenigen Monaten erkrankt.
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4  Eingliederungshilfe/Pfl egeversicherung/
Grundsicherung: Steigende Kosten

Nach wie vor steigen die Kosten bei der Eingliede-
rungshilfe für Behinderte dramatisch. Betrugen die 
Leistungen 1994 6,3 Milliarden Euro, so sind sie im 
Jahre 2005 auf 11,8 Milliarden Euro angestiegen. 
Dies ist ein Anstieg um fast 90 Prozent. Um die Ver-
sorgung und Ausstattung behinderter Menschen 
nachhaltig sicherzustellen, muss die Finanzierung 
der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 
dringend auf eine neue Grundlage gestellt werden. 
Behinderung ist ein allgemeines Lebensrisiko. Es 
handelt sich um eine gesamtstaatliche Aufgabe, 
deren Finanzierung die Städte und Gemeinden 
überfordert. Der DStGB fordert seit Jahren ein eige-
nes Leistungsrecht für alle Behinderten, in das alle 
Leistungen für diesen Personenkreis einbezogen 
werden. 

Pfl egeversicherung: Kosten explodieren
Rund 10 Jahre nach Einführung der Pfl egeversiche-
rung werden die Probleme dieses Sozialversiche-
rungszweigs immer deutlicher. Die Finanzmittel 
werden knapper, die Beitragssätze drohen zu stei-
gen, die kommunal fi nanzierte Hilfe zur Pfl ege wird 
wieder stärker in Anspruch genommen, zudem 
droht ein Mangel an Pfl egekräften. Die demogra-
phische Entwicklung wird diese Probleme noch 

verstärken.  Die kommunal fi nanzierten Leistungen 
der „Hilfe zur Pfl ege“ steigen kontinuierlich an. 
2003 lagen sie bei 2,9 Milliarden Euro und stiegen 
2005 auf 3,4 Milliarden Euro. Auch 2006 ist ein 
weiterer Anstieg zu erwarten. 

Die Weichen zur zukunftsfähigen Gestaltung der 
Pfl egeversicherung müssen heute gestellt werden. 
Der Gesetzgeber ist gefordert, die Pfl egeversiche-
rung den Entwicklungen anzupassen. Der DStGB 
wird sich allen Vorschlägen widersetzen, die eine 
einseitige Kostenverlagerung der Pfl egeversiche-
rung in die Sozialhilfe nach dem SGB XII zur Folge 
hätten. Dazu gehören zum Beispiel Überlegun-
gen, die Pfl egestufe I ersatzlos zu streichen oder 
Leistungen der Pfl egeversicherung für den statio-
nären Bereich zugunsten der ambulanten Pfl ege 
zu reduzieren. Der DStGB erklärt ausdrücklich seine 
Bereitschaft, im Rahmen der anstehenden Reform 
an der Entwicklung Gemeinde naher, integrierter 
Versorgungssysteme mitzuwirken. Die Kommunen 
werden hier ihren Beitrag für die Versorgung einer 
älter werdenden Gesellschaft leisten.

Zur dauerhaften Finanzierung der Pfl egeversiche-
rung ist es vor dem Hintergrund der demographi-
schen Entwicklung unerlässlich, die Beitragsbe-
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messungsgrenze heraufzusetzen. Auch sollte eine 
Art „Demographiezuschlag“ für Pfl egeversicherte 
eingeführt werden. 

Grundsicherung: neue Belastung
der Kommunen
Eine neue Belastung kommt auf die Städte und 
Gemeinden durch die Grundsicherung im Alter und 
bei dauerhafter Erwerbsminderung zu. Die Zahl der 
Empfänger ist in den letzten Jahren enorm ange-
stiegen. Derzeit beziehen weit über 600 000 Men-
schen diese kommunale Leistung. Die Ausgaben 
hierfür haben sich seit Einführung der Grundsiche-
rung im Jahr 2003 mehr als verdoppelt. Betrugen 
sie im Jahre 2003 noch 1,3 Milliarden Euro, sind es 
2005 bereits fast 3 Milliarden Euro. Das Statistische 
Bundesamt hat mit den amtlichen Zahlen für das 
Jahr 2005 wiederum einen Anstieg der Grundsiche-
rungsempfänger um 20 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr dargelegt.

Die wesentlichen Ursachen für den Anstieg sind 
in der demographischen Entwicklung und insbe-
sondere in gesetzgeberischen Maßnahmen des 

5  Kinderbetreuung ausbauen –
Kinder wirksam schützen

Immer mehr Städte und Gemeinden stellen die 
Familienpolitik in das Zentrum ihrer Arbeit. In 
mehr als 250 Kommunen gibt es lokale Bündnisse 
für Familien, in denen die Wirtschaft, Kommunen, 
Kirchen, Eltern, Gewerkschaften und andere Ein-
richtungen eingebunden sind. Ziel ist die Schaffung 
eines kinder- und familienfreundlichen Umfelds in 
der Kommune. 

Wer bessere Kinderbetreuung, mehr Jugendarbeit, 
mehr Schutz vor Verwahrlosung und mehr An-
strengungen der Kommunen im Arbeitsmarkt will, 
muss die Finanzkraft der Kommunen stärken. 

Bereits heute wenden die Kommunen ca. 13,0 Milli-
arden Euro für die Kinderbetreuung auf. Wenn wir 
die Situation verbessern und eine Flächen decken-
de Ganztagsbetreuung mit qualifi ziertem Personal 
schaffen wollen, müssen Bund und Länder die 
dauerhafte Finanzierung sicherstellen. Eine bessere 

Betreuung der Kinder und ein familienfreundliches 
Umfeld in den Städten und Gemeinden gibt es 
nicht zum Nulltarif. 

5.1 Infrastruktur stärken hat Vorrang
vor fi nanziellen Leistungen

Vor diesem Hintergrund ist auch der Ruf nach 
kostenfreien Kindergärten der falsche Ansatz. Es 
ist wichtiger, die Infrastruktur weiter auszubauen, 
als bei Familien nicht erfüllbare Erwartungen zu 
wecken. Schließlich sind die Elternbeiträge sozial 
gestaffelt, damit Familien mit niedrigen Einkom-
men gering oder gar nicht belastet werden. 

Die jüngsten Vorschläge aus der Politik, einen Teil 
des Kindergeldes bzw. etwaige Erhöhungen in die 
Förderung und den Ausbau der Infrastruktur zu 
investieren, sind richtig. Wir geben in Deutschland 
jährlich rund 184 Milliarden Euro für Familien-

Bundes zu suchen. Die Kommunen haben auf diese 
Faktoren keinen Einfl uss. Daher unterstützt der 
DStGB nachhaltig die Forderung des Bundesrates 
nach einer dauerhaften Beteiligung des Bundes an 
den Kosten in Höhe von mindestens 20 Prozent.
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leistungen aus. Diese Mittel müssen wirtschaft-
licher und zielgenauer eingesetzt werden. Allein 
die Kindergeldleistungen betragen mehr als 35 
Milliarden Euro. Die meisten europäischen Länder 
zahlen deutlich weniger Kindergeld, investieren 
mehr in die Infrastruktur und sind damit erfolgrei-
cher. Mit einem zehnprozentigen Anteil davon, also 
3,5 Milliarden Euro, könnte eine Flächen deckende 
Betreuung der Kinder sichergestellt und die Quali-
tät der Leistungen verbessert werden. Ein Teil des 
Kindergeldes sollte in Betreuungsgutscheine um-
gewandelt werden, zum Beispiel für Kindergärten 
oder für Musikschulen. Damit könnten die Eltern 
entscheiden, wo und wie sie die Betreuung ihrer 
Kinder in der Kommune organisieren. Gerade in 
Problemfamilien wird das Kindergeld häufi g nicht 
für die Kinder, sondern von den Eltern für den Kon-
sum ausgeben. Eine leistungsfähige Infrastruktur 
für die Kinderbetreuung, gekoppelt mit einer bes-
seren Ausbildung der Erzieherinnen und Erzieher 
sowie eine stärkere Ausrichtung auf die Bildung, 
sind wichtige Investitionen für unser Land.

Der Kinderschutz muss weiter erhöht und die 
Zusammenarbeit der Beteiligten vor Ort verbessert 

werden. Die Notwendigkeit ergibt sich aus den 
immer wieder bekannt werdenden dramatischen 
Fällen vernachlässigter und mißhandelter Kinder. 
Nach Schätzungen gibt es in Deutschland etwa 
150 000 Fälle von Kindesmisshandlungen pro Jahr. 
Die über 600 Jugendämter in Deutschland tun 
ihr Möglichstes zum Schutz von Kindern. In den 
allermeisten Fällen gelingt es, durch sensible und 
entschlossene Arbeit der Kommunen die Vernach-
lässigung oder die Misshandlung von Kindern zu 
verhindern. In über 660 000 Fällen pro Jahr wird 
Hilfe zur Erziehung geleistet. Dazu gehört Beratung 
und in über 169 000 Fällen auch eine Fremdunter-
bringung von Kindern oder Jugendlichen. 

Die Vorgänge nehmen zu, weil die herkömmlichen 
sozialen Strukturen von Ehe, Familien, Nachbarn 
und Umfeld weniger leistungsfähig und belastbar 
sind als früher. Notwendig ist ein soziales Früh-
warnsystem zum Schutz der Kinder, aber auch als 
Hilfe für die Eltern. Das Grundgesetz sagt in Art. 6 
„Erziehung und Pfl ege ist das natürliche Recht 
der Eltern“. Deshalb müssen die Eltern immer 
eingebunden werden. Aber Eltern haben nicht nur 
Rechte, sondern auch Pfl ichten. 

Notwendig für das soziale Frühwarnsystem ist ein 
Netzwerk mit Informationsaustausch und Informa-
tionspfl ichten. Das beginnt bei der Hebamme, über 
den Arzt, über den Kindergarten, über die Schule, 
über das Jugendamt, über die Polizei und betrifft 
natürlich auch die Justiz. Dazu gehört zum Beispiel 
eine Checkliste von typischen Warnsignalen, die 
Hinweise auf Misshandlungen oder Vernachlässi-
gungen geben können. Das muss als gesellschaft-
liche Aufgabe begriffen werden. Hingucken statt 
weggucken heißt die Devise.

5.2 Kinderschutz ist wichtiger
als Datenschutz 

Ein Jugendamt muss wissen, wenn der Stiefvater 
eines kleinen Kindes wegen des Besitzes kinderpor-
nografi scher Schriften verurteilt wurde. Das heißt, 
die Jugendämter müssen Zugriff auf das Bundes-
zentralregister für Strafsachen erhalten. 

Ein Arzt muss nicht nur berechtigt, sondern sogar 
verpfl ichtet werden, Verdachtsmomente mitzu-
teilen. Hier muss die ärztliche Schweigepfl icht 
zurückstehen. Es macht auch Sinn, die Früherken-
nungsuntersuchung für alle Kinder bis sechs Jahre 
verpfl ichtend vorzusehen. 
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6  Kein bürgernahes Europa ohne die
Kommunen – EU-Verfassung vereinfachen, 
kürzen, soziale Aspekte betonen

meinden in der Wasserversorgung, um eine bessere 
Wasserqualität zu günstigeren Preisen zu sichern, 
nicht durch europaweite Ausschreibungspflichten 
blockiert werden dürfen. Die EU muss auch endlich 
mit dem Bürokratieabbau ernst machen und  dafür 
sorgen, dass die EU-Gesetzgebung auch die prakti-
schen Aspekte der Umsetzung und die Kosten des 
Vollzuges berücksichtigt. Es macht wenig Sinn, den 
Kommunen in einer Richtlinie immer neue Auflagen 
im Zusammenhang mit dem Feinstaub zu machen, 
wenn feststeht, dass ein Großteil dieses Staubes 
nicht dem Einfluss der Städte unterliegt, sondern 
durch das hohe Verkehrsaufkommen insgesamt und 
durch die industriellen Anlagen, die häufig weit von 
der betreffenden Stadt entfernt liegen, verursacht 
werden.

6.1  Europäischen Verfassungsvertrag
verwirklichen!

Der Entwurf eines EU-Verfassungsvertrages stellt ei-
nen wichtigen Schritt in Richtung mehr Bürgernähe 
und Transparenz in Europa dar. Er würde nicht zuletzt 
den Städten und Gemeinden eine stärkere Rolle in 
der EU geben und die Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Kommunen verbessern, zum Gelingen des Euro-
päischen Aufbauwerkes beitragen zu können. Die 
Bundesregierung muss im Rahmen ihrer EU-Rats-
präsidentschaft einen Weg finden, den Europäischen 
Verfassungsprozess erfolgreich abzuschließen.

6.2  Kommunales Selbstverwaltungsrecht 
in Europa absichern!

Wir erleben eine zunehmende Europäisierung der 
kommunalen Selbstverwaltungstätigkeit. Es gibt 
in ganz Deutschland keine Stadtratssitzung mehr, 
in der nicht mindestens ein Tagesordnungspunkt 
behandelt wird, der durch die EU beeinflusst ist. 
Das zeigt: Das kommunale Selbstverwaltungsrecht 
muss nach Europa gebracht werden. Und umge-
kehrt muss Europa auch in die Kommunen gebracht 
werden. Es geht aber nicht nur um den Einfluss der 
EU auf die kommunale Ebene. Die Vielfältigkeit 
dieser Beziehungen zeigt nämlich auch, dass die 

Der europäische Integrationsprozess wird miss-
lingen, wenn die EU nicht einen großen Schritt zu 
mehr Bürgernähe und weniger Bürokratie macht. 
Dabei muss sie insbesondere die Städte und Ge-
meinden dauerhaft einbinden.

Die Städte und Gemeinden sind die Bürger nächste 
demokratisch legitimierte Ebene, überall in Europa. 
Bislang werden die Rechte der Kommunen viel zu 
wenig berücksichtigt. Im Gegenteil, immer wieder 
trifft die EU Entscheidungen, die den Interessen der 
Bürgerinnen und Bürger widersprechen und die öf-
fentliche Dienstleistungserbringung der Städte und 
Gemeinden vor existentielle Probleme stellen. 

Um voran zu kommen, müssen die guten Ansätze 
im europäischen Verfassungsvertrag verwirklicht 
werden. Der EU-Verfassungsvertrag muss verein-
facht werden, die Bürgernähe in den Vordergrund 
gestellt und ein eindeutiges Bekenntnis zu einem 
auch sozialen Europa gegeben werden. Dies könnte 
erreicht werden, indem man die Kernaussagen des 
EU-Verfassungsvertrages und die Reform der Insti-
tutionen in einem neuen stark gekürzten Text zur 
Entscheidung vorlegt. Nur dann besteht die Chance, 
die Ablehnung der Menschen in Europa zu über-
winden. In Frankreich und den Niederlanden war 
der EU-Verfassungsvertrag bei Volksabstimmungen 

in der vorgelegten Form abgelehnt worden. 
Zudem fehlt es bislang an einer EU-weiten 

Kommunikationsstrategie. Den 
Bürgern muss 
deutlich gemacht 
werden, dass eine 
EU-Verfassung 
eine große Chance 

für ein besseres 
und soziales Europa 

ist. Ohne eine funktionsfähige Verfassung 
kann der europäische Integrationsprozess nicht 
gelingen.

Europa muss für die Belange der Städte und 
Gemeinden und damit für die Belange der Bürger 
viel sensibler werden. Es muss zum Beispiel klar 
gestellt werden, dass Kooperationen von Ge-
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Mehrzahl der politischen Zielsetzungen der EU 
nicht ohne, geschweige denn gegen die Kommunen 
verwirklicht werden kann. Die Kommunen müssen 
als vollwertige Partner in Europa anerkannt wer-
den. Die Bundesregierung muss einen Weg finden, 
das kommunale Selbstverwaltungsrecht in der EU 
effektiv zu schützen.

6.3  Kommunale Spitzenverbände in EU-
Angelegenheiten wirksam beteiligen!

Die Städte und Gemeinden fordern eine nachhalti-
ge und effiziente Beteiligung bei allen kommunal-
relevanten EU-Vorhaben, auf der Ebene des Bundes 
vor allem durch frühzeitige und effektive Anhörun-
gen durch den Bundestag, die Bundesregierung 
und den Bundesrat. Der im Gesetz über die Zusam-
menarbeit von Bund und Ländern in EU-Angele-
genheiten gesetzlich festgelegte Schutzauftrag 
des Bundes und der Länder bei EU-Vorhaben für die 
Belange der Gemeinden und Gemeindeverbände 
muss endlich beachtet und nachprüfbar umgesetzt 
werden.

6.4  Europas Recht besser machen –
Gesetzgebungsfolgen abschätzen und 
Kosten ausgleichen!

Zur Verbesserung der europäischen Gesetzgebung 
gehört vor allem eine wirksame Gesetzfolgenab-
schätzung, in wirtschaftlicher, finanzieller, sozialer 
und politischer Hinsicht sowie im Hinblick auf die 
tatsächliche Leistbarkeit bei der Umsetzung in den 
Kommunen vor Ort (Beispiel: EU-Feinstaub- sowie 
EU-Umgebungslärmrichtlinie). Die EU sollte mehr 
Mut haben, Gesetze für eine befristete Zeit zu 
beschließen und ihre Wirksamkeit und Sinnhaftig-
keit nach Ablauf der Frist kritisch zu hinterfragen. 
Kostenfolgen der Städte und Gemeinden durch die 
Umsetzung und Verwirklichung von EU-Vorgaben 
müssen vollständig im Rahmen des Konnexitäts-
prinzips ausgeglichen werden.

6.5  Vorschriften abbauen und
vereinfachen – Subsidiaritätsprinzip 
beachten!

Der dichte Vorschriftendschungel auf der nationa-
len Ebene wird durch EU-Vorgaben noch unü-
bersichtlicher. Der auf EU-Ebene eingeschlagene 
Weg des Rückbaus und der Vereinfachung des 
Rechts muss entschlossen und zielstrebig fortge-
setzt werden. Der Bund ist aufgefordert, diesen 
Prozess nachhaltig zu forcieren. Die EU-Kommis-
sion wird aufgefordert, das Subsidiaritätsprinzip, 
wonach die Mitgliedstaaten sowie die Städte und 
Gemeinden in ihren eigenen Verantwortungs-
bereichen zur selbständigen Gestaltung ihrer 
Belange berechtigt sind, zu beachten. Hiermit 
nicht in Einklang steht, dass die EU das EU-Primär-
recht mit seinen Vorgaben nach Transparenz und 
Nichtdiskriminierung zunehmend – wie bei der 
jüngsten Kommissionsmitteilung für die Vergabe 
kleinerer kommunaler Aufträge – dazu benutzt, 
ihre Kompetenzen in Widerspruch zum Subsidiari-
tätsprinzip auszudehnen.

6.6  Kommunale Daseinsvorsorge
absichern – Örtliche Handlungs-
und Entscheidungsspielräume
respektieren!

Die örtliche Daseinsvorsorge hat zentrale Bedeu-
tung für Gesellschaft, Wirtschaft und Bürger. Die 
Definitions- und Organisationshoheit für die Auf-
gaben der Daseinsvorsorge liegt bei den Mitglied-
staaten. Die Europäische Union wird aufgefordert, 
diese Organisationshoheit zu respektieren. Eine 
Ausdehnung des Wettbewerbsrechts im Sinne 
des EU-Binnenmarktmodells auf die lokale Ebene 
lehnen wir ab.
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6.7  Kommunale Organisationshoheit 
schützen – Interkommunale
Zusammenarbeit vom EU-Vergabe-
recht freistellen!

Interkommunale Zusammenarbeit beinhaltet als 
bewusste Alternative zur Privatisierung öffentlicher 
Aufgaben eine hoch effiziente Möglichkeit für die 
Städte und Gemeinden, gegenüber ihren Bürgern 
und Bürgerinnen ein breites Dienstleistungsspek-
trum in eigener Verantwortung vorzuhalten. Die 
Gemeinden sind staatliche Einheiten Deutschlands 
und ihre Selbstverwaltung gehört zur Identität des 
deutschen Staates, die die EU zu achten hat. Die 
interkommunale Aufgabenwahrnehmung ist Aus-
fluss der kommunalen Organisationshoheit.
Sie wird jedoch durch eine von den EU-Instituti-
onen vorgegebene Ausschreibungspflicht immer 
mehr ausgehöhlt. Folge dieser EU-Vorgaben ist 
ein faktischer Zwang zur Privatisierung kommu-
naler Aufgaben. Zur weiteren Gewährleistung der 
interkommunalen Zusammenarbeit muss daher 
im EU-Recht dringend klargestellt werden, dass die 
reine Aufgabenübertragung funktional als In-
house-Geschäft (Eigenleistung) anzusehen ist und 
damit eine dem Organisationsrecht der Städte und 
Gemeinden unterfallende Materie darstellt. Sie be-
inhaltet gerade keinen den EU-Vergaberichtlinien 
unterfallenden Beschaffungsvorgang.

6.8  Nachhaltige Stadtentwicklung in
der EU-Regionalpolitik stärken 
– Ländlichen Raum fördern!

Die strategischen Leitlinien der EU-Kommission 
für die Kohäsionspolitik räumen der Europäischen 
Agenda für Wachstum und Beschäftigung oberste 
Priorität ein. Die Leitlinien legen besonderes Au-
genmerk auf den speziellen Bedarf städtischer und 
ländlicher Gebiete, um Wachstumshemmnisse zu 
beseitigen. Ein derartiger Ansatz zu einer nachhal-
tigen Stadtentwicklung in der Europäischen Union 
ist grundsätzlich zu begrüßen. Denn Städte und 
Gemeinden sind allein nicht mehr in der Lage, die 
Herausforderungen an eine zukunftsgerechte und 
nachhaltige Stadtentwicklung zu bewältigen. Mit 
Blick auf die europäische Kohäsionspolitik muss 
allerdings noch deutlicher der Stellenwert und 
der besondere Bedarf des ländlichen Raums im 
Hinblick auf die Gesamtentwicklung eines Landes 
in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht herausge-
stellt werden. Die Förderung der Stadtentwicklung 

durch die EU darf nicht einseitig auf Metropolregi-
onen konzentriert und nicht zu Lasten kleiner und 
mittlerer Städte und Gemeinden erfolgen. Eine 
Stärkung des ländlichen Raums, in dem in Deutsch-
land mit ca. 70 Prozent der überwiegende Teil der 
Bevölkerung lebt, ist daher auch auf EU-Ebene 
unverzichtbar.

6.9 Hohe Umweltqualität durch kommu-
nale Verantwortung gewährleisten!

Die Kommunen führen in Deutschland zentrale 
Aufgaben im Umweltbereich, etwa bei der Wasser-
versorgung und der Abwasserentsorgung sowie 
im Abfallbereich, in eigener Verantwortung durch. 
Diese kommunale Aufgabenverantwortung hat 
Deutschland auch im internationalen Vergleich 
zu einem Land mit sehr hohen Umweltqualitä-
ten sowie einem sehr guten Verbraucherschutz 
bei gleichzeitig sozialverträglichen Gebühren für 
die Bürger gemacht. In der hiermit verbundenen 
Lebensqualität ist ein wesentlicher Standortvorteil 
für die Städte und Gemeinden in Deutschland zu 
sehen. Die Europäische Union wird daher aufge-
fordert, die kommunale Verantwortung zu sichern 
und zu stärken. Hiermit nicht vereinbar sind 
rechtliche Vorgaben zur Liberalisierung sowie zur 
Zwangsprivatisierung kommunaler Aufgaben.

6.10 Lokale soziale Leistungen erhalten!
Es gibt für den Sozial- und Gesundheitsbereich 
einen europaweit gemeinsamen Sockel an Werten, 
Prinzipien, Rechten und Pflichten. Zunehmend wird 
von einem europäischen Sozialmodell gesprochen. 
Die zunehmende Tendenz europäischer Sozialpoli-
tik darf nicht dazu führen, gewachsene lokale sozi-
ale Sicherungssysteme auszuhöhlen. Die Aufgaben 
der sozialen Daseinsvorsorge bilden einen Schwer-
punkt kommunaler Aufgabenwahrnehmung. Im 
Sozial- und Gesundheitsbereich spricht sich der 
DStGB für eine Zurückhaltung der europäischen 
Ebene aus, um nicht die Funktionsfähigkeit dieser 
sozialen Daseinsvorsorge zu beeinträchtigen. Ein 
zentrales Anliegen der Städte und Gemeinden ist 
es, die sozialen Leistungsangebote an die Bedürf-
nisse der Bürgerinnen und Bürger auszurichten 
und die vielfältigen Trägerstrukturen zu erhalten. 
Konkret müssen die ausschließlich auf den lokalen 
Bereich beschränkten Sozialdienstleistungen von 
der Anwendbarkeit des EU-Wettbewerbsrechts 
ausgenommen werden.
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